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am280 Juli 1959

o 0 0 a n v: o

o 0 ° \) o o 0

hat der 11„ Senat des Bundeseozinlgeriehts'auf die

mündliche Verhandlung vom 28° Juli 1959 an der mit—

gewirkt haben

Senetspräsident

Bundesrichter

Bundesrichter

Bundessozialrichterin

Bundcesozialrichter

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessoz

Westfalen vom 170 Januar 1957 wird aufgehoben; die

Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

amen

\l-—
l

s V 0 l k @

Klägers und Revisionsklügers,

_Beklagten und Revisionsbeklagten,

Dr? H a u e i s e n
Vorsitzender„

S t r a u B

n n e n b e r'g
weitere Berufsrichtcr,

i f 1

W e l t e r s

'algeriehis Nordrhein—

an das Landessozialgericht zurückvcrwieuen„

Vwa■emts

b a c h
ehrenamtliche Beisitzer9

wegen,
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Der Kläger wurde als Soldat des ersten Weltkrieges 1914 durch

eine explodierende Granate hochgeschleudért; er erlitt da-

bei einen Armbruch und eine Gehirnerechütterunc° Im März 1916

kam der Kläger bei einem militärieohen Einsatz zu Fall und

schlug mit dem Kopf auf eine Eieenbahnechienezauf° Anschlies—

send lag er vom 24„ März 1916 bis 300 Mai 1916 im Lazarett,

in dem er wegen "Hysterie" behandelt wurde" '

Mit Bescheid vom 10 Oktober 1922 gewährte das Vereorgungeamt

Hamborn dem Kläger entsprechend dem militärärztlichen Zeug—

nis vom 8° Juli 1916 wegen "Hystero—Neurasthenie" als Schä—
digüngsfolge im Sinne der vereorgungsrechtlichen Vorschriften

eine Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdEo)

‘von 30 V°H°

In den Jahren 1933 und 1934 stellte der Nerveniecharzt Dr°

M xxxxxxxx von der versorgungsäratlichen Untersuchungs—

stelle Köln fest, daß sich bei dem Kläger wahrscheinlich ei—

‚ne unklare organische Hirnerkrankung als Folge der beiden

Gehirnerschütterungen entwickelt habe, eine wesentliche
‚psychogene Überlagerung sei nach dem Gesamtbefund und dem

Verhalten des Klägers allerdings rnzunehmen; er schlug vor,

"wegen der zweifelhaften Erkrankung und Sachlage" Wehr—
diénstbeschädigung anzunehmen uno dem Klager eine Rente nach

einer MdB° von 100 V„H° zu gewähreno Das Vereorgungsamt

Duisburg—Hamborn erließ darauf am 24? September 1934 einen

j"Änderungebeeoheid"oln diesem Bescheid wurde dem Kläger nun—
mehr wegen "unklaren, wahrscheinlich organischen Folgezu—

standes nach z eimaliger Gehirnerechütterung im Kriege"

eine Rente nach einer MdE„ von 100 V°H„ gewährt° Durch "Be—

nachrichtigung über Festsetzung einer Kriegebeechädigten—

rente nach Sozialversicherungsdirektive Nr‚ 27 (SVD 27? vom
160 Oktober 1947 teilte die Landeeversicherungsanstalt

(LVA„) Rheinprovinz dem Kläger mit, daß nach den bisherigen
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Feststellungen sein Leiden “unklarer, wahrscheinlich orga—

ni.cher Folgczustand nach zweimaliger Gehirnerschütterung"

auf Kriegseinwirkung zurückzuführen sei und daß ihm wie bis—

her eine Rente nach ein r MdE„ von 100 V°H„ gewährt werde°

Im Juli 1949 wurde der Kläger durch den Facharzt für

Psychiatrie und Neurologie Dr„ ■xxxxxxxvon der Provinzial—

Heil— und Pflegeanstalt Süchteln (Rhldo) untersucht„ In sei—

nem Gutachten vom 21° Juli 1949 führte Dr„ Exxxxxx aus, die

Krankheitserscheinungen seien ein Gemisch aus organisch be—

gründeten Beschwerden in Gestalt
von Resterecheinungen ei—

ner im ersten Weltkrieg erlittenen Gehirnprellung sowie Be—

schwerden bei Herzmuskelschaden und hysterischen Symptomen;

die heute überwiegenden psychogen—neurotischen Störungen

seien "zum Teil wohl auch Äußerungen einer konstitutionell

zu derartigen abwegigen Reaktionen prädisponierten Persön—

lichkeit und nicht mehr biologische Folgen der im Kriege

erlittenen Gehirnerschütterungen"; es lägen bei dem Klä—

ger vor: 1„ leichte k rperliche und psychische Folgerschei—

nungen einer Gehirnprellung, 2„ Beschwerden eines Herzmus—

kelschadens mit vasomotorischen Anfallszuständen, 50 eine

schwere hypochondrisch—ncurotische Entwicklung mit hyste—

rischen Mechanismen„ Darauf erließ die LVA„ Rheinprovinz

am 13„ Oktober 1949 einen neuen Bescheid; darin hieß es

zunächst: "Nach @ 608 der Reichsversichcrung ordnung (EVO)

kann die Feststellung einer Rente neu getroffen werden; wenn
in den Verhältnirsen, die für die Feststellung der Ent—

schädigung maßgebend sind, eine Änderung eingetreten ist";

in dem Bescheid wurden dann die Verscrgungsbezüge des Klä—

gers geändert; dem Kläger wurde ab 10 Dezember 1949 eine

Rente nach einer MdB„ von 50 V„H° gewährt; als Schädigunge—

folgen wurden jetzt anerkannt: "Leichte körperliche und

psychische Folgeerschcinungen einer Gehirnprellung"; hinzu;

gefügt wurde noch: "Schwere hypochondrisch—neurotische Ent—

wicklung mit hysterischen Mechanismen und Beschwerden bei

Herzmuskelschadeh mit vasomotorischen Anfallszustünden ste—
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hen in keinem ursächlichen Zusammenhan mit dem eleiéteteng %

Wehrdienst"° Leistuneen könnten für diese Gesundheitsschädi—’ LJ

gungen nicht gewährt werden; "Die bisherige Rente kommt mit

Ende November 1949 in Wegfall"ü Den Einspruch gegen diesen

Bescheid wies der Beschwerdeausschuß am 100 März 1950 zu—
rück°

Mit der Berufung (nach altem Recht) an das Oberversicherungs—
vamt (OVA„) Düsseldorf begehrte der Kläger, den Bescheid der
LVAO Rheinprovinz vom 13„ Oktober 1949 aufzuheben und ihm die

Rente nach einer Lidl)° von 100 VOH„ weiterzugewähren9 die Be—

rufung ging am 1° Januar 1954 als Klrge auf das Sozialge-

richt (SG0) Düsseldorf über„ Das SGD holte ein Gutachten der
Ärzte Prof„ Dr° lxxxx und Dr° Ixxxxxxxx vom Hirnvcrletzten—

Institut in Bonn sowie ein fachpsychologisches Zusatzgutaeh—

ten des Dr„.Kxxxxx‚inucein; es entschied mit Urteil vom 28„

April 1954: “Unter Zurückweisung der Klage im übrigen wird

der Beklagte_verurteilt, dem Kläger wegen "Zustand nach einer

gedeckten Hirnschädigung" Rente für eine Lidl)° von 80 V„H„

ab 10 Dezember 1949 zu gewähren_ Die Berufung wird auch hin—

sichtlich der MdE„ zugelassen„ Der Beklagte hat DM 1,——

außergerichtliche Kosten zu trageno"Beide Beteiligten legten

Berufung ein°

Das Landessozialgericht (LSG„) Nordrhein—Westfalen entschied

mit Urteil vom 170 Januar 1957: "Die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG„ Düsseldorf vom 28„ April 1954 wird
zurüekgewiesen„ Auf die Berufung des Beklagten wird das vor—

bezeichnete Urteil abgeändert und die Klage abgewiesen„

Kosten sind nicht zu erstatten9 auch nicht hinsichtlich des

ersten Rechtszugesc Die Revision an das Bundessozialgericht

(BSGO) wird zugelassen" und führte dazu aus; Der Beklagte

habe den Versergungsbescheid vom 16° Oktober 1947 aufheben

und die Rente ändern dürfen; der Änderungsbescheid vom 13„

Oktober 1949 sei nach der Vorschrift der Ziff„ 26 der SVA

Nr° 11, auf die der Beklagte den Bescheid im Laufe des
Rechtsstreit auch gestützt habe,rechtmäluggewesen; die
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Voraussetzungen des früheren Bescheides hätten sich als une
zutreffend erwiesen; die ärztlichen Gutachten hätten erge—
ben, daß nur leichte körperliche und psychische Schäden

als Schädigungsfolgen zu werten seien„ da das Krankheitsbild

des Klägers durch schwere hypoehondrisch—neurotische Reak—

tionen beherrscht werde„ Bei dieser Ssclluge sei es gerecht—

fertigt gewesen, die Rente des Klägers unter Änderung der
früheren Bezeichnung der Sehüdigungefolgen auf 50 VOH„.

festzusetzen°

Das Urteil des LSGO wurde dem Kläger am 260 März 1957 zuge—

stellt„ Er legte am 16‘, April 1957 Revision ein und bean—

tragte,

1° das Urteil des LSG° Nordrhein—Westfalen v0m 170 Jänu—

er 1957, die Bescheide des Beklagten vom 153 Oktober
1949 und vom 100 März 1950 aufzuhebene das Urteil des

SG° Düsseldorf vom 28° April 1954 abzuändcrn und den

Beklagten zu verurteilen, dem Kläger wegen "Zustand

nach einer gedeckten Hirnschädigung" die Rente eines

Erwerbsunfähigen über den 1° Dezember 1949 hin us zu

gewähren?

hilfsweise,

2° das Urteil des LS „ aufzuheben und die Sache zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG„ zurück—

zuverweisen,

3„ die außergerichtlichen Kosten in allen Rechtszügen

dem Beklagten aufzuerlcgen„

Er begründete die Revision — nach Verlängerung der RevisionS—

begründungsfrist bis 26° Juni 1957 — am 22„ Juni 1957:

Auf die Ziff„ 26 der SVA 11 habe das LSG° die Rücknahme

des Bewilligungsbescheides nicht stützen können; der Beklagte

habe sich in dem Bescheid vom 13" Oktober 1949 auf @ 608

RVO berufen; diese Vorschrift sei hier nicht anwendbar

gewesen„ Des LSG° habe im übrigen auch zu Unrecht angenom—

men, daß sich die Voraussetzungen der Rentenbewilligung
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als unzutreffend erwiesen hätten; der frühere Bescheid habe

> nicht nur die organischen Folgen der ■irnschädigung,sondern

auch die hypochondrisch—neurotischen Erscheinungen als

Schädigungsfolgen erfaßt und bewertet; aus den späteren me;

dizinischen Beurteilungen sei nicht zu entnehmen‚ daß dies

unrichtig sei„

Der Beklagte beantragte,

die Revision des Klägers zurückzuweisen„

II

Die Revision ist zugelassen (@ 162 Abs„ 1 Nr° 1 Sozialge—

richtsgesetä —SGG—); sie ist form— und fristgerecht ein—
„gelegt und begründet worden; sie is soneeh zulässig„ Die

Revision ist auch begründet°

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid des Beklagten

vom 15„ Oktober 1949; in diesem Bescheid werden die "auf

' Kriegseinwirkung zurückzuführenden“ Gesundheitsstörungen als

l"leichte körperliche und psychische Folgeerscheinungen einer

Gehirnprellung" bezeichnet; dem Kläger wird wegen dieser Ge—

sundheitsstörungen ab 1. Dezember 1949 eine Rente von 50 V°H°

gewährt;gleichzeitig wird in diesem Bescheid festgestellt,

daß die "schwere hypochondrisch—neurotisehe Entwicklung mit

hysterischen Mechanismen und Bes*hwerden bei Herzmuskel—

schaden mit vasomotorischen Anfallssuständen" in keinem ur—

sächlichen Zusammenhang mit dem Wehrdienst des Klägers ste—

hen; soweit bisher der Beklagte in dem Bescheid vom 16“ Okto—

ber 1947 ("KB„—Benachrichtung") nach der BVB 27 eine höhere

Rente gewährt hat, ist diese Rente von 1. Dezember 1949 an

entz0gen werden„ Der Beklagte hat den Bescheid vom 16. Ok—

tober 1947 teilweise als rechtswidrig angesehen, weil der
Sachverhalt darin nach seiner Ansicht unrichtig beurteilt

werden ist; die bisherige Bewertung des Beide szustendes des

Klägers und die Bezeichnung "unklarer, wahrscheinlich orga—

nischer Folgezustand nach zweimaliger Gehirnerschütterung"

als Sehädigungsfolgen sei auf eine un*ichtige ärztliche
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Beurteilung zurückgegangen; sie habe den tatsächlichen

Verhältnissen nicht entsprechen; in Wirklichkeit sei der

Wehrdienst nur für einen Teil des Leidenszus<endes des
Klägers verantwortlich; dieser Anteil sei mit “leichte

körperliche und psychische Folgeer:cheinungen einer Gehirn—

prellung" zu bezeichnen und mit einer MdE„ von 50 V„H„

zu bewerten°

Der Bescheid vom 1611{tober 1947 ist ein Ver \Pl+Un”°äPt

mit Dauerwirkung und ein Verwaltungsakt ausschließlich

begünstigender Natur gewesen9 er ist desshalb nach den
_

55 77 SGG, 24 des Verwaltungsverfchrem gese zes (VeerG)

ebenso wie n“ch allgemeinen ver„altungsr chtliehen Grunde

sätzen in dem Zeitpunkt, in dem er dem hläger zugeg engen i %,

für den Bekl% ten in der Sache bindend geworden; die enge—

füh1ten Vor ch1i1ten ericssen auch Verxvaltulgsekte‚ die

vor ihrem Inkrafttreten erlassen werden sind (BSG9 7 S0

8 ff. £T17 mit weiteren hinweisen)o Auch in der Kric"‘OptcT—
ve*eorgung bedeutet jeder Bescheid9 der wiederkehrende

Leistungen entzieht9 rechtlich zugleich, daß der Eeecheid,

durch den die Leistungen bewilligt v01r3en sind,von der

Wirksamkeit der Entzichung an als rechtswidrig angesehen

und deshn lb als nunmehr fehlerhaft zurückgenOMMJn wirdo

Zu prüfen i t de shalb ob die Rücknahme des Bescheides

vom 16„ Oktober 1947 durch den Berchcid vom 13„ Oktober

1949 berechtigt gewesen ist„ Für die Frage, ob der Beklag—

te den Bescheid vom 13„ Oktober 1949‚ in dem ein Verwal—

tungsskt ohne Dauerwirkung zu erblicken ist9 zu Recht

erlassen hat, kommt es auf die Sach— und Rechtslage in
dem Zeitpunkt an‚ in dem die lctz te Verue'tunrsen scheidung

ergangen ist“ nicht auf die 38eh und WGCQb°1'"G im Zeit—

punkt der gerichtlichen Enteeheidung (BSG„ 7 S“ 8 ff„ 1727
mit weiteren hinweisen)„ Die rechtliche Grundl„ge des Be—

scheids vom 13„ Oktober 1949 ist nicht @ 41 VeerG (erst

um 1„ 4„ 1955 in Kraft getreten, @ 51 VeerG), sondern

Ziff„ 26 der SVA 11 vom 5„ Juli 1947 (Amtsblatt für die

britische Zone9 1947 S„ 234) gev‚esen; diese Vorschrift?
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die bis zum 31„ Dezember 1952 in Kraft gewesen ist (BSG, 8

S, 11 ff, 1727), hat es ermöglicht, einen Bescheid, durch

den eine Rente nach der BVD 27 bewilligt werden ist, zurück—

zunehmen, wenn die Voraussetzungen der Bescheiderteilung

sich als unzutreffend erwiesen haben (vgl° dazu BSG, 3 S°

251 ff, [2‘6_2j 7 so 8 ff, [B]; auch die Urteile des BSG,
vom 17, Juli 1958 — 11/9 RV 968/55 —und vom 18.) Februar

1959—TT/9RV146/57—)„

In dem Bescheid vom 13° Oktober 1949 ist zwar die Zifi„ 26

der SVA 11 nicht erwähnt; es wire vielmehr auf 5 608 RVO

als Rechtsgrundlage für den Hücnnshmebescheid verwiesen,

Die Voraussetzungen dieser Vorschrift haben allerdings nicht

vorgelegen; unstreitig hat sich hier in den Verhältnissen

nichts geändert; es hat sich nicht um eine Neufes setzung

der Rente gehandelt, sondern um die Feststellung, daß die

Krankheit, an der der Kläger bisher gelitten hat und auch

jetzt noch leidet, in dem Bescheid vom 16° ktober 1947 nach

Ansicht des Beklagten nicht richtig erkannt und deshalb zu
Unrecht in vollem Umfange als Schadigungsfolge anerkannt

und bei der Festsetzung der th„ bewertet worden ist„

9 608 RVO ermächtigt die Verwaltung (ehe so wie 9 62 Abs, 1
des Bundesversorgungsgesetzcs —BVG—) nur, Verwaltungsakte

iHSOJGit zurhckzunehmen, als sie EZEÄ ihrem Erlaß, und sei

es auch nur für einen Teil der Zeit, auf die sich ihre Dau—

erwirkung erstreckt, fehlerhaft geworden sind; Bescheide,

die schon im Zeit,unkt, in dem die Ver altung sie erlassen

hat, ganz oder für einen Teil der Zeit, auf die sich ihre

Wirkung erstreckt, rechtswidrig gewesen sind, haben nicht

‚nach @ 608 RVG zurückgenommen werden dürfen, Der Beklag—

te hat sich aber im Laufe des Rechtsstreits zur Begründung

des strittig n Beseheids auf Ziff° 26 der SVA 11 berufen°

Ein solches "Nachschieben" von Gründen durch die Behörde,

’die den Verwaltungsakt erlassen hat, ist zulässig gewesen
(BSGo 7 S, 8 ff, 112 und 127 mit weiteren Hinweisen)“o Im

vorliegenden Falle hat die"nachgeschobene"Begründung den

Bescheid vom 13„ Oktober 1949 nicht in seinem Wesen verän—
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dert; nach wie vor ist durch diesen Bescheid der frühere

Bescheid zurückgenommen und der Vers orgungs nspruch des

Klägers neu geregelt worden; den
"Verihgun■ssatz"

des.Be—

scheids hat der Beklagte nicht geändert; er hat den Be—

scheid auf iie Ziff„ 26 der SVA 11 stützen können, wenn

die Voraussetzungen dieser Vorschrift vorgelegen haben,

Das LSG, hat die Frage, ob sich die Voraussetzungen für

die Erteilung des Bescheids Vom 16° Oktober 1947 als unzu—

treffend erwiesen haben, bejaht; es hat angenommen, die

tatsächlichen Vo*a ssetzungen, unter denen dieser Bescheid

erteilt werden ist, seien unrichtig beurteilt werden; der
iBeecheid habe damit nicht der wahren Sach— und Rechtslage

entsprochen, er sei als 0 rechtswidrig gewesen° Die tatsäch—

lichen Feststellungen, die das LS‘O getroffen hat, reichen

aber für diese rechtliche Schlußfolgerung nicht aus, In

dem Be eheid vom 2240 Sept 1nber 1934, durch den dem Kläger

eine Rente nach einer MdB, von 100 V„H„ bewilligt worden

is — wie auch in dem Bescheid vom 16, Oktober 1947, der

den Bescheid vom 24, September 1934 ercet3‘ let — "st die

Versorg wun ;sbehörde auf Grund der J“ztlicnen Gutachten, de—

ren Beurteilun' sie sich zu eigen gemacht hat, in te säch-

licher Hinsicht davon eu sg% engen, daß der Leinenszuctand

des Klägers in vollem Umfenge, dol, auch dzs LG$QB££

psychisch—neurologische Krankheitsbild — also nicht nur die

Folgen einer org anisch begrdndeten hirner k15nku g,sondern

auch die damit "vwrmie chten psychogenen chcheinunben" —
als benudruun„ folgen an„ usehen und 2; bewerten seien„

Das LSGO het aber nicht festgestellt, inwiefern der Sach—

vcr alt in dem früheren Bescheid unrichtig beurteilt xor—
den ist und inwiefern dadurch eine unrichtige Bewertung

der Sehädigungsfolgen zus ende gekommen ie“, Someit das

LSG° ausgeführt hat, bei dem Kläger habe von jeher eine

Hyst ero —Neurethenie mit stell:en Ab”“<VJBLOH°ÜGHÖCDZGH vor—

gelegen, es habe sich eine schwere Hypoehondrisch—neuroti—

sche Entwicklung mit hysteri chen Mechanismen geznigt,

handelt es sich lediglich um die Da"stel.lung eines Teils
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der Krankheitserscheinungen; über die Ursachen dieser Er—

scheinungen ist damit nichts gesagt° Wenn das LSG° im An—

.schluß an das Gutachten von Prof° Dr„ lxxxx festgestellt

hat, beim Kläger liege ein Zustand nach einer gedeckten

Hirnschädigung vor, dieser Zustand sei durch deutliche

neurologische Ausfälle, vor allem eine rechtsseitige Halb—

seitenechwäche und eine durch aeeessorisehe Momente etWas

atypische Hirnleistungsschwäche gekennzeichnet9 so hat der—

aus noch nicht geschlossen werden können, die frühere Be—

urteiIUng sei unriohtig gewesen; für eine solche_ßchlußfol—
gerun$ hat es auch nicht genügt, daß Prof. Dr„ lxxxx nur

die "unmittelbaren Folgen der direkten Hirnschädigung" als
'Wehrdienstbeschädigung angesehen und mit einer MdB° von 50

=‚V„H„ geschätzt hat° Die medizinische Beurteilung, auf die

sich das rse„ gestützt hat, läßt zwar erkennen9 daß das
Krankheitsbild des Klägers von mehreren Faktoren bestimmt
wird, daß eine organisch—hirnpathologische Hirnleistungs—f

sehhäehe, fixierte‘psychogene Reaktionen und natürliche
Abbäu—erscheinungen bestehen; aus ihr ergibt sich aber noch

nieht, daß die versorgungsrechtliche Beurteilung des Krank—
heitsbildes, wie sie in dem Bescheid vom 16° Oktober 1947

erfolgt ist, nicht der wahren Sachlage entsprochen hat„
schon Bscharzt Dr° kix$xxxxxxx dessen medizinische Beurtei—
lung dem $rüheren Bescheid zugrunde gelegen hat, ist davon
ausgegangen, daß der Leidenszustend des Klägers auch durch

schwere psychogene Reaktionen bestimmt werde° Dro PXXXXXXX

hat dann T949
zum Ausdruck gebracht, die Krankheitserschei—

nungen seien "ein Gemisch aus organisch begründeten Be—
schwerden ■nd hysterischen Symptomen, die psycho—neuroti—

_schen Störungen seien "zum Teil wohl Äußerungen einer kon—
fstitutionell zu derartigen abwegigen Reaktionen prädispo—
inierten Pefsönlichkeit und nicht mehr biologische Folgen

der Gehirnärschütterungen"° Prof° qu }‘xxxxmet ebenfalls

(organisch bedingte) deutliche neurologische Ausfälle und

psychogene Reaktionen festgestellt; er hat zwar die MdEo

für die "un■ittelberen Folgen der direkten Hirnschädigung"

nur mit einer MdE„ von 50 V„Hc geschätzt, er hat aber eine
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Gesamt—de„ von 100 V„H„ für zutreffend gehalten, er hat

auch die Weitergcwährung der Rente nach einer HdE„ von
100 VOH„ "aus sozialen Gründen“‘ befürwortete Der Psycholo—

ge Dro Kxxxxxxxxxlhnt ausgeführt? eine Abgrenzung der or—

ganisch und hirnpsthologiseh bedingten Hirnleistungs—

schwäehe von den psycho—neurotieehen Erscheinungen und

den natürlichen Abbauereeheinungen sei nicht mögliche Weder

die Ausführungen des LSGO noch die Gutachten der Snther—

ständigen enthalten Feststellungen9 die den Schluß zulas—

sen, daß nur die Folgen der organisch begründeten Hirn—y

schädigung Sehädigungsfolgvn im vereorgungsrechtliehen Sin—

ne sind und daß diese Folgen sich als ein bestimmter An—

teil an dem gesamten Leidenezustend des Klägers von anderen

Erscheinungen des Krankheitsbildes trennen lass3n und des—

halb auch eine gesonderte Bewertung erfordern„ Auch wenn

man davon ausgeht, daß ein erheblicher Teil der Leiden des

Klägers auf einem "psycho_neurotischen Versagenszustand"

beruht und daß diesem Zustand eine in der Persönlichkiit

des Klägers begründete abnorme seelische Reaktionsbereit—

schaft zugrunde liegt9 bleibt noch zu untersuchen9 ob nicht

auch für diesen Teil die wehrdienetbedingte organische

Hirn chädigung wesentliche Bedingung im Sinne der Knueali—

tätsnorm des Versorgungsrechts ist„ Psychogene Reaktionen

und neurotisehe Ereqheinungen sind zwar in der Regel nicht

Sehädigungsfolgen; ob dies aber auch denn zutrifft‚ wenn
sie an wehrdienstbedingte organische Störungen? die noch

nicht ebgeklungen sind, anknüpfen und sich mit ihnen "ver—

mischen", bedarf im Einzelfall der besonderen Prüfung (Vgl°

hierzu auch Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachter—

tätigkeit im Versorgungswesen9 Neue sgabe 1958, So 135/136);

dabei sind psychogene und neurotische Erscheinungen nicht

einfach im Blick auf eine "normale Reektionslnge" zu be—

werten, es ist vielmehr geboten9 die Betrechtungsweise auf

die Persönlichkeit des Betroffenen und euf seine Reaktion

abzustellen (Vgl° BSGO 8 SO 209 ff„ 4513 und 2137 mit wei—

teren Hinweisen); "wunechbedingte" Vorstellungen oder "Begeh—

renevorstellungen"9 die auf Willenssehwäche beruhen? können

..
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aber auch dann nicht als Schädigungsfolgen in Betracht kom—

men (vgl„ dnzu Kretschmer, Deutsche Medizinische Wochen—

schrift 1957 S„ 433—435 und Gottschick‚ Der medizinische

Sachverständige, 1959 S0 73 ff )„

Die tatsächlichen Feststellungen des LSG„ reichen hiernach

nicht aus, um entscheiden zu können‚ ob der Be„cheid vom

16° Oktober 1947, durch den der Beklagte eine Rente nach

einer MdEü von 100 V„H„ gewährt hat, rechtswidrig gewesen

ist und damit nach Ziff° 26 der SVA 11 hat zurückgenommen

werden dürfen„ Da die Möglichkeit beeteht, daß das LSG„,

wenn es ergänzende ta eächliehe Feststellungen trifft, zu

einem anderen brgebnie konnt, ist das rteil des LSG° aufzu—

heben; Die Sacheist, da des BSGenicht selbst entscheiden
kann, an das LSG„ zur erneuten Verhandlung und Entschei—
dung zurückzuverwe'sen (@ 170 Abe„ 2 Satz 2 SGGÄO
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